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# Derriots Iprogramm
Wer in den letzten Tagen die deutschnationale Presse

gelesen hat , muß zu der Auffassung gelangen, daß den
Deutschnationalen eigentlich nichts lieber wäre als eine
Fortsetzung des PoiucarismuS. Selbst dort , wo ganz
untrügliche Beweise für einen Wandel des Regime» in
Frankreich vorliegen , versucht die deutschnationale und
natürlich noch mehr die deutschvölkische Presse ihren Le-
fern einzureden , daß das alles nur schönes Gerede sei,
und daß auch Herriot keine andere Politik treiben werde
als Poincare. Geflissentlich werden Kundgebungen, die
sich gegen den Nationalismus in Deutschland richten, als
Argumente dafür verbucht, daß das Kabinett Herriot
gesonnen sei, Deutschland grundsätzlich nach dem bisheri -
gen Muster zu behandeln. Die Deutschnationalen und
Deutschvölkischen wissen eben nur zu gut , daß der
Poincarismus es gewesen ist, der ihnen die Wähler-
masien zutrieb und die Parteikassen füllte . Müßten sie
jetzt einen Wandel der französischen Politik zugeben, so
wäre zu befürchten, daß ihnen soundsoviele Wähler wie -
der abspringen.

Bei alledem machen es sich die beiden rechtsstehenden
Parteien sehr leicht. Sie tun so, als ob es ganz selbst-
verständlich sein müßte , daß eine neue Regierung in
Frankreich auf die Reparationen verzichtet, Deutschland
sofort alle geraubten Gebiete widergibt , die Besetzung
des linken Rheinufers aufhebt , die Hohenzollern zur
Wiederkehr auf den Thron ermutigt und den Deutschna-
tionalen und Deutschvölkischen Versicherungen der
Freundschaft und Ergebenheit übermittelt . So wird
Frankreich allerdings unter keine» Umständen verfahren .
Die Deutschnationalen und Deutschvölkischen werden
also, da sie von Frankreich das Unmögliche erwarten ,immer darauf hinweisen können, daß das faktische Ent -
gegenkommen , gemessen an diesen Erwartungen , zu ge-
ring ist. Mit dieser Methode, die kindlich und unpoli -
tisch ist, aber gerade deshalb einen großen Teil der Wäh-
ler verlockt, würde ein verständiger Ausgleich zwischen
Frankreich und Deutschland für alle Ewigkeit verhindert
werden.

Wie liegen die Dinge nun in Wahrheit ? Die offi¬
zielle Rede Herriots vor der Kammer gibt ja die beste
Gelegenheit, eininal vergleichsweise festzustellen , ob und
in welchen Punkten sich die Auffassung des Kabinetts
Herriot von der des Kabinetts Poincare unterscheidet.Das Ergebnis einer solchen Untersuchung ist folgendes :

Poincare bekannte sich bis zum Schluß zu einer Poli - .
tik der Gewalt, der Sanktionen und der Pfänder. Her-
riot hat gestern erklärt , daß er und sein Kabinett gegeneine Politik der Isolierung und der Gewalt sei, die zu
territorialen Besetzungen und Pfandnahmen führe .

Poincare war Gegner eines Eintritts der Deutschenin den Vösterbund . Herriot hat dieser Tage in einem
Interview und gestern in der Kammer erklärt , daß er
Segen den Eintritt Deutschlands in den Völkerbund"
uichts einzuwenden habe. Ja , er hat in jenem Interview
gesagt, und zwar in diametralem Gegensatz zu den An-
schauungen Poincares . daß dem Völkerbund auch beider Regelung der Reparationsfrage eine gewisse Rolle
zufallen könne, und daß ein friedliches Nebeneinander-leben zwischen Frankreich und Deutschland herbeigeführtwerden müsse.

Poincare hat in der sogenannten „Sicherheitsfrage "
vom Völkerbund nichts wissen wollen. Herriot hat in
Anlehnung an britische Gedankengänge gestern erklärt ,man werde die Probleme der Sicherheit durch Garantie -Pakte zu lösen haben , die aber der Kontrolle des Volker -
dimdes unterstellt sein sollen . Auch prinzipiell hat sichMrriot für die Festigung des Völkerbundes und aller
Einrichtungen, die den schiedsgerichtlichen Ausgleich be -
Nvecken, ausgesprochen .

,
Poincare hat nie erkennen lassen, daß er an der De-nwkratie in Deutschland das geringste Interesse habe.Gegenteil, ihm war für seine Zwecke die Zurückdrän -

.̂ung der Demokratie und das Anwachsen des Nation«lismus . nur zu erwünscht. Herriot hat
Un betont{eine Regierung werde zwar keine schwache gegenüberdem Nationalismus und Monarchismus uiland zeigen , aber stets von dem Wunsch beseelt sein, daßdie deutsche Demokratie gestärkt wird.

Poincare hat es abgelehnt , in der Frage der deutschen
Gefangenen und Ausgewiesenen uns auch nur um einen
Millimeter entgegenzukommen. Herriot hat gesternin der Kammer mitgeteilt , daß seine Regierung jetzt
schon zu ganz bestimmten Maßnahmen bereit sei. Der
Strafaufschub , der von den Besatzungsbehörden gewährtworden sei, werde in endgültige Begnadigungsmaßnah -
men umgewandelt werden. Auch auf die politischen Ver-
urteilten , ausgenommen die, die wegen der , Anschläge
gegen die Sicherheit der Trnppen verfolgt worden seien ,werde die Amnestie angewendet werden. Für die klei-
nen Beamten oder Angestellten, die nur auf Anweisung
gehandelt haben, würden die Ausweisungsbefehle zurück-
genommen werden. Gewisse schwere Fälle würden be-
sonders geprüft werden. Besser als Worte , würden diese
Beschlüsse beweisen , daß die französische Regierung den
Beniühungen eines Deutschlands, das mit Entschlossen -
heit den Weg der Demokratie und des Friedens betrete,entgegenzukommen vermöge.

Poincare hat sich bis zur letzten Minute seiner Mini -
sterpräsidentschast um eine Zustimmung zum Sachver¬
ständigengutachten herumgedrückt. Herrivt hat -gesternerklärt , daß er und sein Kabinett den Bericht der Sach-
verständigen ohne Hintergedanken aunimmt.

Poincare hat stets den Standpunkt vertreten , daßdas Ruhrgebiet nur etappenweise nach Maßgabe der
deutschen Zahlungen geräumt werden könne. Herriothat gestern gesagt, man werde das Ruhrgebiet räumen ,sowie die von den Sachverständigen vorgesehenen Psän -der konstituiert und den zu ihrer Verwaltung befugteninternationalen Organisationen übergeben sind .Das ist die Sprache der Tatsache. Es wäre selbst-
mörderischer Wahnsinn, wenn wir sie nicht anerkennenvollten. Damit ist natürlich noch nicht jeder berechtigte
deutsche Wunsch erfüllt (so zunächst in der Frage der Ge-
sangenen und Ausgewiesenen, wo wir Herriots ein-
schränkende Bemerkungen nicht billigen können) , und
auch noch nicht jede Konfliktsmöglichkeit beseitigt. Aberes wird mit diesem Programm Herriots immerhin der
Ausblick auf die Wahrscheinlichkeit eines vernünftigenAusgleichs eröffnet. Besonders gefährlich ist und bleibtdie Frage der Militärkontrolle . Doch scheint es so, als ob
Frankreich auch hier einen weniger schroffen Standpunkteinnehmen wird , sowie England sich bereit erklärt , unterder Kontrolle des Völkerbundes jene Garantiepakte ab-
zuschließen , von denen Herriot gestern gesprochen hat .Im übrigen würde ja nach einem Zutritt Deutschlandszum Völkerbund das Statut des Völkerbundes auch fürDeutschland und die Beziehungen zwischen Deutschlandund Frankreich gelten. Kommt es überhaupt einmal zueiner leidlich vernünftigen Regelung der Reparations -
frage , dann wird die ganze Frage der Militärkontrolleund der Entwaffnung keine so große Rolle mehr spielen;denn das Interesse aller europäischer Völker heißt :Friede , und nicht Krieg!

Reichstag und Sachverständigengutachten
Aus parlamentarischen Kreisen verlautet , daß für dienlichsteReichstagssitzung der 24. Juni in Aussicht genommen ist.Reichstagspräsident Wallras will an diesem Termin festhalten ,obwohl auch Wünsche wegen einer Verschiebung der Sitzungvorliegen , da wichtige Gesetze, die zum Sachverständigengut -achten gehören , kaum vor Mitte Juli für die Erledigung reifsein werden . Präsident Wallraf wünscht den baldigen Wieder -

zusammentritt des Reichstages , da ' eine große Reihe vonAnträgen und Interpellationen vorliegen und da auch an -
zunehmen ist, daß einige Kapitel des Reichshaushalts zur«Verhandlung im Plenum vorbereitet sind.

Die „Germania " hört, daß die Reichsregierung beabsichtigt,die zur Durchführung des Sachverständigengutachtens not -
.wendigen Gesetze möglichst in ihrer Gesamtheit dem Reichs -tage vorzulegen . Es handelt sich dabei um das Gesetz üherdie Änderung der Reichseisenbahnverwaltung , das Gesetz überdie Schaffung einer neuen Goldnotenbank und das Gesetz,das die Belastung der deutschen Industrie beetrisft . Die Ver -
Handlungen über das Goldnotenbankgesetz seien am weitest «»vorgeschritten . Es liege ein vollkommener '

Entwurf vor, zudem das Reichskabinett bereits Stellung genommen habe . Wiedas Blatt weiter mitteilt , sollen gleichzeitig eine Reihe vonStenergesetzentwürfen dem Reichstage unterbreitet werden .Im Reichsfinanzministerium werde an einer grundsätzlichenReform einiger Steuerarten gearbeitet . Vor allem gelte dasfür die Umsatzsteuer und für die Einkommensteuer , bei Wel¬cher die Vorauszahlungen fortfallen sollen . Die Reform derbeiden Steuerarten soll vor allem dem Preisabbau dienen ,der auch durch die Beseitigung der Micumverträge eine För -
derung erfahren dürfte . Der Notwendigkeit des Preisabbauesdürften ferner auch Post und Eisenbahn im Rahmen des
Möglichen Rechnung tragen .

Zur Dolckstohlegende
Im 23 . Heft der Wochenschrift „Weltbühne "

würdigt Pro -
fessor Beit . Valentin die neuen Dokumente , die die Reichs -
regierung in der Neuauflage des Weißbuches von 191» ver -
öffentlicht hat . Sie sollen vor allem die Dolchstoßlegende alsdas hinstellen » was sie ist : als eine Entstellung der Wahrheit .Wir lassen nachstehend den Aufsatz Dr . Valentins im Work-laut folgen :

»Die Reichsregierug gibt soeben jenes Weißbuch neu her-aus , das im Jahr « 1919 die Geister in solche Erregung ver -
setzt hat : die Aktensammlung über den deutschen Zusammen -
bruch und das Waffenstillstandsangebot 1918 (Arntl. Urkun -den zur Borgeschichte des Waffenstillstandes 1918, herausgege -ben vom Auswärtigen Amte und vom Reichsministerium des
Innern . Deutsche Verlagsgesellschaft für Politik und Ge -
schichte m . b . H ., Berlin W 8.

Es ist ein altes , aber doch auch ganz neues Buch. Aus poli -
tische« Gründen waren «ine Anzahl Stellen weggelassen ; si«find jetzt eingefügt . Die Urkunden sind endlich „archivalischkorrekt" wiedergegeben : also mit Abgangs - und Ankunftszei -ten » genauer Angabe von Absender und Empfänger .

Das Wichtigst« ist : vierzig neue Aktenstücke sind neu aufge -
noinmen , zumeist aus den Beständen des Reichsarchivs — und
zwar handelt es sich um Aktenstücke von ganz besonderem Ge -
wicht.

Wie kam die Oberste Heeresleitung zu dein Entschluß, das
Friedens - und Waffenstillstandsangebot Ende September miteiner Entschiedenheit und Heftigkeit zu beantworten , die alle
Verantwortlichkeit erschreckte ? Maßgebend für die Oberste
Heeresleitung war die militärische Lage ; diese ist nach deqDolchstoßtheorie von der innenpolitischen , also pazifistischenund sozialistisch -kommunistischen Agitation entscheidend «beeilt»
flußt worden , Weira auch nicht in Gestalt eines einheitlichenkräftigen Stoßes in den Rücken des deutschen Heeres ( diess
Auffassung haben Ernsthaftere schon fallen lassen) , sonderndurch langsame , lähmende Vergiftung der Gesinnung und da-mit der .Widerstandskraft .

Was sagen dazu die Dokumente ? Als Nummer Ivb bringtdie Neuauflage des Weißbuches ein Schreiben des Chefs des
Generalstabes des Feldheeres an die Heeresgruppen , Armee -
oberkommandos usw . aus dein Großen Hauptquartier vom 11 .September 1918 . Das Schreiben ist von Ludendorff unter -
zeichnet . Es beginnt mit folgenden sehr eindrucksvollen Sätzen :

„Der Mangel an brauchbaren Offizieren bei der Jnfante -rie macht sich in einem steigenden Maße geltend . In den letz-ten Kämpfen wurde überall da, wo die Infanterie über ener -
gische und tapfere «Führer verfügte , kein Fußbreit Boden ver-loren , auch dann nicht, wenn stark« Tankgeschwader die feind -
lichen Angriffe begleiteten oder der Feind rechts und links
durchgebrochen war . Fehlten solche Führer , so gab die Truppein schwierigen Momenten leicht nach ."

Ludendorff empfiehlt dann dringend , alle irgend in Be -
tracht kommenden Offiziere an die Front zu holen , nicht nuraus den Generalkommandos , dem Kriegsministerium , dem Mi -
litärkabinett , sondern aus allen Stäben , ebenso natürlich ausder Etappe .

„Persönliche Rücksichten bitte ich im Hinblick auf den Ernstder Lage und die Forderungen der Front zurückzustellen."
Drei Wochen vor dem. Wasfenstillstandsangebot war alsoein so ernsthafter Appell der Obersten Heeresleitung nötig !Wie drängend müssen die Mißstände gewesen sein ! Die

„Stimmung " wird bezeichnenderweise nur m einem Satze er¬wähnt . Es wird davon gesprochen, daß ein „ständiger Aus -
tausch" von Offizieren zwischen Front und Stäben eintreten
loll . Dann heißt es vielsagend :

„ A^tch fta die Stimmung und in mancher andern Bezie -
hung

' wird dieser Austausch nützlich sein .
"

Als Nummer 10d bringt die Neuauflage des Weißbuchesein von Hindenburg sechst unterzeichnetes „streng geheimes "
„durch Offizier geschriebenes " Rundschreiben des Generalstabs -
chefs des Feldheeres an die Heeresgruppen usw. des Westen »vom 25 . September , das bis hinunter zu den Divisionskom -
mandeuren und diesen selbst bekanntgegeben werden sollte .

Dieses Schreiben nimmt Stellung gegen Äie pessimistischenÄußerungen von Offizieren in maßgebenden Stellen : aus demAusbau der rückwärtigen Stellungen wird von diesen Offizie -
ren gefolgert , daß die Oberste Heeresleitung daS Ausweichenin ^dlese Stellungen für die nächste Zeit plane .

„ Ich bitte , mit Nachdruck gegen diese in keiner Weise zu -
«treffende Auffassung vorzugehen. Sie schwächt den Willen , den
Entscheidungskampf in unseren jetzigen Stellungen durchzufüh¬ren . Zu meinem Bedauern habe ich den Eindruck, daß bei
einigen höheren Stäbe » nicht die ruhige Beurteilung der Ge -
samtloge herrscht."

Es werden dann die erschwerenden Momente angeführt ,aber auf die gleiche Anspannung der Bolkskräfte bei den Geg¬nern hingewiesen .
„ Wie dem auch sei. je ernster die Lage, desto mehr ist eSdie Pflicht des Offizierkorps , insonderheit der höheren Kom -

mandobehövden , alles zu tun , um die moralische und materielle
Widerstandskraft unseres Heeres zu wahren . Kleinmut ist ver -
Werblicher wie zu iveit gehende .Hoffnungen . Mit besonvererSorge erfüllen mich die sich häufenden Meldungen , daß dasBetrauen zwischen Führung und Truppe, zwischen Offizierund Mann nicht mehr überall das alte sei."

Diesen Hauptpunkt behandelt Hindenburg nun ausführlich :Der Soldat soll das Mitfühlen des Vorgesetzten, die Sorge der
Offiziere für sein leibliches Wohl , namentlich für die Ver -
Pflegimg jeder Zeit erkennen ; auf unrichtiges Verhalten vo»
Offizieren jeden Alters soll scharf aufgemerkt werden '



»Dir LebenShattnng wnb Lebensführung jedch Offiziers
« uß vorbildlich sein . . Die Achtung vor dem Offiziertorps bil¬
det die Grundlage der Manneszucht , auf die sich die Leistun »
gen des Heeres ausbauen . "

Auch hier läßt sich aus dem Ernst der Mahnung der Um -
sang und die Bedeutung der Mißstände schließen . Die Bestä¬
tigung in deutlichster Form gibt endlich das Schreiben des
Generalstabschefs vom 26 . September 1918 an die Heeres¬
gruppen und Armeeoberkommandos . Es '

beginnt mit den Sät -
Zen : ,

„ Das stellenweise festgestellte Nachlassen der Disziplin und
das Sinken der Kampfkraft mancher Truppenteile beruht nach
allgemein gemachten Beobachtungen zrun großen Teil auf der
Verminderung der Leistungen und der inneren Geschlossenheit
einzelner Offiziers - und Unteroffizierkorps . Bei Ergänzung
der schweren Verluste haben die früheren Anforderungen hin -
sichtlich der Auswahl , Vorbildung , Erziehung , Kenntnisse und
Eigenschaften herabgesetzt werden müssen . Um so wichtiger ist
«s , baß alle älteren Offiziere , vor allem aber die Komman -
deure , ständig an der Erziehung der Offiziere und Unteroffi -
ziere arbeiten .

"
Die Zermürbung der Front durch politische Agitation von

der Heimat aus wird in keinem der vorliegenden Dokumente
erwähnt . Die Agitation selbst soll deshalb ajs Tatsache nicht
bestritten werden , aber diese Tatsache erschien den leitenden
Männern der Obersten Heeresleitung als den berufensten Rich-
tern im Vergleich zu anderen Momenten nicht wesentlich ge -
nug ; sie blieb deshalb in diesen ernsthaften , ganz auf das All -
genieine und Entscheidende eingestellten Mitteilungen uner -
örtert . Die Oberste Heeresleitung fühlte , wie ihr Instrument , !
die deutsche Armee , mehr und mehr versagte ; sie sah den ent -
scheidenden Grund in der Verschlechterung des Offiziers - und
Unterofsizierskorps . Wo die Führung gut war , hielt die Truppe ,
jtan -d . Wo sie nicht standhielt , lag es also an der Führung . >

Stichhaltige Einwendungen gegen diesen auf Grund gleich-
zeitiger Dokumente geführten Beweis dürften ausgeschlossen
sein .

Bekanntlich hat General Ludendorff viel Einwendungen ge-
gen die erste Auflage des Weißbuches erhoben . Sie erweisen :
sich aber bei genauer Prüfung durchweg als unbegründet , l
Von ihm vermißte Aktenstücke sind entweder beigefügt worden \
oder es ist durch den Abdruck von amtlichen Randvermcrfen |
eine Aufklärung erfolgt . Besonders energisch hat Ludendorff !
bestritten , daß er zum Friedens - und Waffenstillstandsangebot
„gedrängt " habe . Sieht man sich die sechs Telegramme des |
1 . Oktober genau und objektiv an , so kann man für das im - i
nier erneute , kürzeste Fristen setzende Verlangen der Obersten '

Heeresleitung doch kaum ein deutsches Wort finden , das
Stimmung und Ziele treffender wiedegäbe .

Völlig neu ist eine Episode ausgesprochener Mcinnngsver -
schiedenheiten zwischen Hindenburg und Ludendorff , durch die
gerade Ludendorffs Haltung die stärkste Beleuchtung erfährt .

Als Wilsons erste Antwort eingetroffen war , hat Hinden -
bürg dem General Ludendorff zwei in den Akten auffallen -
verweise nicht mehr vorhandene Telegrammentwürfe für Kai -
ser und Reichskanzler vorlegen lassen , um dahin zu wirken ,
,/daß keine entwürdigende Antwort an Wilson erteilt werde " .
Die Akten der Obersten Heeresleitung enthalten darüber sol-
genden Vermerk :

„Exzellenz Ludendorfs rät von der Absendung der Tele -
gramnie ab . Sieht Lage erheblich gespannter an . Zur Räu -
mung werden wir grundsätzlich zustimmen müssen ."

Ludendorff hielt also am 10. Oktober die Lage ftir erheblich
gespannt , für sehr gespannter als Hindenburg . Hindenburg
schloß sich dieser Auffassung an und beide haben der deutschen
Antwort an Wilson vom 12. Oktober vorbehaltlos zugestimmt .

Bekanntlich hat Ludendorff dann plötzlich umgeworfen und
ist in der großen Sitzung vom 17. Oktober mündlich für Wie -
Herausnahme des Kampfes eingetreten . Im krassesten Wider -
spruch dazu steht die von Hindenburg und Ludendorff am 23.
Oktober signierte , in dem Weißbuch jetzt zum erstenmal abge -
druckte Anweisung für die Waffenstillstandskommission . Sie
schildert in ihrer Einleitung die militärische Lage wie folgt :

„Die militärische Lage ist derart , daß die Kräfte des Feld -
Heeres zu einem sichern Halten drr Stellung nicht mehr aus -
reichen. Der Ersatz gleicht die Verluste seit langem nicht mehr
aus . Wir können zwar , um die empfindlichsten Lücken zu
schließen , unter Schwächung

' der Kriegswirtschaft ans der Hei -
inat noch eine größere Anzahl Leute herausziehen . Diese rei -
chen aber nicht aus , um das Heer in kurzer Zeit wieder auf
ausreichende Kampfkraft zn bringen . Unsere Feinde dagegen
können unter Aufrechterhaltung der Kriegswirtschaft ihre
Heere mindestens auf gleicher Höhe halten . Das Stärkeverhält »
nis des Heeres wird sich daher dauernd zu unfern Ungunsten
verschlechtern. Die Möglichkeit, uns bestimmte FriedenSbe -
dingungen gegen das amerikanisch - englisch -französische Heer
zu erkämpfen , besteht demnach nicht. In Erkenntnis dieser
Lage ist das Friedensangebot gemacht."

Eine Fortsetzung des Krieges gegen das französisch -englische
Heer allein wird dann als nicht aussichtslos bezeichnet — das

Gperndirektor zfritz Cortolezis und das
Wad . Tandestbeater

In einem unter dieser Überschrift in derNr . 239 des
„ Karlsruher Tagblatts " vom 18 . d . M erschienenen Bericht
über die Verhandlung des Bühnenschiedsgeritchts München
über die Klage des Operndirektors Corjtolezis gegen den ba -
dischen Fiskus ist u . a . gesagt : „Der Staatspräsident habe sich
allerdings darüber beschwert , daß durch die Aufführung des
Pfitznerschen Palestrina , in dem Cortolezis Szenen im zweiten
Akt unterstrichen habe , die Gesühle 'des katholischen Volke?
verletzt worden seien . Solche Leute könne man in Karlsruhe
nicht gebrauchen .

"

Der Staatspräsident gibt .dazu durch die Presseabteilung der
Badischen Regierung folgende Erklärung ab :

„Die obige Behaupirung , die sich offenbar auf VerhaudMngs -

aussagen des Herrn Cortolezis selbst stützt, wie ich einem Be -

richt in Nr . 161 der „ Münchner Neuesten Nachrichten " ent -

nehme , ist von A bis Z und Wort für Wort eine glatte Un -

Wahrheit , da ich eine solche oder ähnliche Äußerung nWinanden
gegenüber getan habe . Die endlich im vorigen Jahr erfolgte
Aufnahme des Pfitznerfchen Werks in den Spielplan des Badi -

sehen Landestheaters habe ich aufrichtig begrüßt und in jeder
Weis « gefördert . Die Ausführung des Werks habe ich nicht we-
niger als dreimal besucht . Das spricht doch ganz gewiß eine
andere Sprache als die des Berichterstatters aus München .
Am zweiten Akt habe ich allerdings Kritik geübt , aber nicht
deshalb , weil „ Cortolezis Szenen unterstrichen hat "

, sondern
wegen der nach meinem persönlichen Urteil gänzlich -unzuläng -
lichen Leistungen der Regie im Aufbau und in der Bewegung
der Massenszenen . Für die Regie ist aber wohl nicht der
Operndirektor verantwortlich .

Auf die in dem Artikel auch an anderer Stelle zum Aus »
nui gekommen « Meinung, daß für die Kündigung des Ver -

war bekanntlich reine Nbeorie . Gegen die Gesamtheit dör Geg¬
ner den Kampf wieder aufzunehmen , hielt also die Oberste
Heeresleitung selbst für ganz aussichtslos ; ein Kampf an der
deutschen Grenze kann nur zweifellos unter sehr „ungünstigen
Umständen " geführt werden . Deshalb empfiehlt die Anweisung
eine „ ehrliche und vertrauende Haltung *' gegenüber den Ver¬
tretern der Gegner .

„Die Kommission muß sich ehrlich auf den Boden deS Noten¬
wechsels stellen /

politische Neuigkeiten
Die französische Regierungserklärung

Die von dem Ministerpräsident Herriot in der Kammer und
von dem Justizminister Renault im Senat verlesene Regierungs -
erklärung ist außerordentlich lang , brachte aber nichts wesent -
lich neues , da ihre Hauptpunkte schon zuvor veröffentlicht worden
sind . Zur Auflösung der Botschaft beim Vatikan und zur
Durchführung des Gesetzes über die Kongregationen wird be-
merkt , dies geschehe nicht im Geiste der Verfolgungssucht und
der Unduldsamkeit . Weiter spricht Herriot über die Einfüh »
rung der französischen Gesetzgebung in Elsaß - Lothringen ,
das Generalkominissariat werde abgeschafft werden , die be-
stehenden Rechte und Interessen der Bevölkeruung sollen ge-
schützt werden , aber die ftanzösische Gesetzgebung werde nun -
mehr durchgeführt werden . DerWiederaufbau der zerstörten Ge -
biete soll zu Ende geführt werden . Das Gesetz über den Achtstun -
dentag werde aufrecht erhalten . Die Beschlüsse der Washingtoner
und Genfer Arbeitskonferenz sollen durchgeführt werden . Zahl -
reiche Schulreformen werden angekündigt . Das Ministerium
erklärt , daß es über den Kredit Frankreichs wachen wolle . Zu -
nächst soll eine Bestandsausnahme der gegenwärtigen Situa -
tion erfolgen , damit die Regierung - in der " Lage sei, ein rich- !
tiges Budget vorzulegen .

Eine militärische Reorganisation wird angekündigt , wie sie !
den Erfahrungen des Krieges und den Bedürfnissen des Lan - '

des entspreche . Damit sei eine Herabsetzung der Militär - i
dienstzeit verbunden , aber diese müsse so erfolgen , daß Frank - !
reich in keinen « Augenblick schutzlos oder geschwächt werde , i
Das Land lehne jeden Gedanken an Annexionen ab . Frank¬
reich wolle Sicherheit und «Frieden , zunächst für sich selbst und
dann für die anderen Völker . Die demokratische Regierung
Frankreichs werde mit Heftigkeit die Rechte des Landes ver -
teidigen , wie sie in den Friedensverträgen eingeschrieben seien . 1
Frankreich habe ein Recht auf Reparationen . Es wolle diese !
im Namen der Gerechtigkeit . Sobald Deutschland den Frie - !
densvertrag bezüglich der Reparationen und Sicherheit durch - >
geführt haben werde , werde es nur von Deutschland abhängen , j
daß es in den Völkerbund eintreten könne . Gegenüber dem '

Geisteszustand Deutschlands und gegenüber der Notwendigkeit >
nicht^ nux Frankreichs , sondern alle Völker vor einer Rück- j
kehr des nationalistischen Alldeutschtums zu schützen, halte !
die Regierung nicht für möglich , das Ruhrgebiet zu räumen , !
bevor die von den Sachverständigen vorgesehenen Pfänder
mit Garantien dafür , daß die Beschlüsse durchgeführt wer -
den , nicht hergestellt sein würden und bevor sie nicht den inter -
nationalen Organisationen übergeben sein würden , um sje
zu verwalten . Sie nehme den Sachverständigenbericht ohne
Hintergedanken an . Im Interesse des Friedens mutz die Ab -
rüstung Deutschlands durch gemeinsame Anstrengungen der
Alliierten kontrolliert werden . Diese Kontrolle solle sobald
wie möglich durch eine Aktion des Völkerbundes erfolgen . Die
französische Regierung werde keine Schwäche zeigen gegen -
über denen , welche nicht darauf verzichten , Friedensverträge
zu verletzen , den Geist der Revanche und der Wiederherstellung
der Monarchie zu nähren .

Herriot verkündet sodann , daß im Ruhrgebiet Begnadigun -
gen erteilt werden sollen , den politisch Verurteilten soll Am -
nestie erteilt werden , ausgenommen jenen , welche wegen Ver -
gehen gegen die Sicherheit der französischen Truppen verur -
teilt sind . Ausweisungen der unteren Beamten und Angestell -
ten werden zurückgenommen , gewisse Fälle sollen besonders
geprüft werden .

Im S ^nat wurde die Regierungserklärung auffallend kühl
aufgenommen . Wiederholt wurden ironische Ausrufe laut ,
insbesondere da , wo von der Auflassung der Botschaft beim
Vatikan und von der Räumung , beziehungsweise Nichträu -
mung des Ruhrgebietes die Rede ist.

Im Anschluß an die Regierungserklärung begann in der
Kammer die Jnterpellationsdebatte . Die Mehrheitsparteien ,
insbesondere die Sozialisten erklärten aber , ihre Jnterpel -
lationen zurückzuziehen . Abgeordneter Cachin (Kommunist )
greift die Regierungserklärung außerordentlich heftig an und
sagt , daß zwischen dem nationalen Block und dem Linksblock
kein Unterschied zu finden sei . Die Kommunisten würden
den Linksblock ebenso bekämpfen , wie den nationliien Block.
Sodann begründet der Abgeordnete des nationalen Blocks
Louis Rellin seine Interpellation . Er kritisiert die Zusam -
mensetzung des Kabinetts und fordert von Herriot Aufklärung

tvags mit Operndirektor Cortolezis parteipolitische Erwägun -

gen maßgebend gewesen wären , versage ich mir einzugehen .
Dies wird Sache des Verwaltungsrats des Landestheaters
sein .

"

Neue Fortschritte der Volksbühnenbewegung .

„Das deutsche Theater wird sich mehr und mehr auf Volks -
bi '

chnenorganisationen stützen oder es wird aufhören , Kultur -
Theater zu sein, " in diesen : Sinne sprach sich vor einiger Zeit
der Vemtreter des Preußischen .Kultusministevimns aus . Tat¬
sächlich zeigt sich in stdgawdem Maße , daß ein Theater , sofern
es nicht mit unbegrenztem Zuschüssen wirtschaften kann , nur
dort imstande ist, eine gesunde Existenz zu führen und einen
künstlerisch wertvollem Spielplan zu Pflegen , wo es sich auf
eine kräftige Organisation von Theaterbesuchern stützen kann .
Da ist es nun besonders erfreulich , daß die Volksbühnenbewe -
gung , die überall derartige Theatergemeinden ins Lebern zu
rufen sucht, wieder über erhebliche Fortschritte berichte ! kann .
Im letzten Jahr >uar es möglich , in nicht weniger als 40
neuen Orten Volksbühnenorganisationen ins Leben zu vusen .
Der Verband der deutschen Volksbühnenveroine (Geschäfts -
stelle Berlin NW . 40 ) wuchs damit auf rund 130 Besucher -
gemeinden an . die zusammen bereits über 500 000 Mitglieder
umfassen . Wenn man bedenkt , daß jedes dieser Mitglieder
gegen Entrichtung eines einheitlichen festen Beitrages monat -
lich mindestenS »«ine Borstellung vermittelt erhält , und daß bei
diesen von den Volksbühnenorganisationen veranstalteten bzw .
in den bestehenden Theatern gepachteten Vorstellungen größter
Wert auf ein künstlerisch einwandsreies Programm gelegt
wird , so kann sich jeder ausvechnen , in welchem Umfange die
Theater durch dieses Ausblühen der VolkÄÄHnenbeviegung
xine neue Stütze gefunden haben . Es ist dabei auch zu berück-
sichtigen , daß durch die Volksbühne gerade solche Kreise dem
Theater neu gewonnen u . zu regelmäßigen Besuchern gemacht
wurden , die bis dahin für künstlerische Theaterdarbietungen
kanin in Betracht kamen .

An der Spitze der zum Verband der deutschen Volksbühnen »
vereine gehörigen Organisationen steht n-ach wie vor die Ber »

über das Recht de? Beamten , sich gewerkschaflich zu organi «
sieren , Auch die Aufhebung der Botschaft beim Vatikan be»
kämpft et . Der elsässifche Abgeordnete Oberkirch warnt die
neue Regierung vor Preisgabe des Ruhrbesetzung . Die Ruhr
s«i ein produktives Pfand , welches große Vorteile gebracht
habe. Der frühere Präsident der Reparationskommifsion Tu -
bois spricht von den angeblichen mangehaften Reparations -
zahlungen Deutschlands .

Die Kammerfraktion des Blocks der Linken , Sozialisten ,
Radikale , Sozial -Republikaner und radikale Linke verstän -
digten sich über eine gemeinsame Tagesordnung , die Heuteam
Schluß der Jnterpellationsdebatte in der Kammer eingebracht
werden soll. Sie lautet : „Die Kammer billigt die Erklärungen
der Regierung . Sie hat das Vertrauen zu ihr , daß sie wirklich
eine Politik betreibt , die dem Lande am 11 . Mai den Sieg
verschaffte . Jeden Zusatz lehnt sie ab und geht zur Tagest
Ordnung über .

"

Die Gefangenen und Ausgewiesene»
Die von Havas verbreiteten Zahlen über die Rücknahme

von Ausweisungen durch die Rheinlandkommission , die Hekm-
kehr von Ausgewiesenen und die Angaben über die noch im
französischen Gewahrsam befindlichen Gefangeneu bedürfen
in verschiedenen Puuckteu einer Richtigstellung . Don sranzö -
sischr Seite wird angegeben , daß 6000 Rückkehrgesuche vor dem
1 . Mai , 2000 nach dein 1 . Mai , im Ganzen also 70W Gesuche
erledigt worden seien . Dazu erfahren wir von zuständiger
Seite , daß die Zahl der bis zum 1. Juni Znrückgekehrten
55575 beträgt . Es ergibt sich also eine Differenz von etwas
über 1400, die sich vielleicht daraus erklären ließe , daß noch
nicht alle Ausgewiesenen , deren Rückkehrgesuch von der Rhein -
landkommission ge»Heinigt wuede , in ihren Heimatort zurück-
gekehrt sind . Was die ausgewiesenen Beamten angeht , so
sind aus der Finanzverwaltung einschließlich der Zollverwal -
tung im Ganzen 2692 Beamte ausgewiesen worden . Davon
wurden zurückgenommen 374 Ausweisungen . Die französischen
Angaben in diesen Punkten treffen also nicht zu . Von der
Reichsbahn waren ausgewiesen im Ganzen 23 633 Beamte .
Davon sind zurückgekehrt bis 15. April 4400 . Ziffern über
einen späteren Zeitpunkt liegen bis jetzt noch nicht vor .
Vollständig irreführend ist die ftanzösische Angabe , daß sich
noch 58 Gefangene in Gewahrsam befinden , wobei ex. sich meist
um Leute handele , die für schwere Verbrechen bestraft wor -
den feien . Auch die Zahl der Personen , die durch französische
Kriegsgerichte verurteilt worden sind , ist in Wirklichkeit höher
wie die Havasmeldung angibt . Gegenwärtig befinden sich, wie
wir zuverlässig erfahren , noch etwa 600 Deutsche in Gesan -

genschaft , teils in Strafhaft , teils in Untersuchungshaft .
Am Sonntag wurde eine größere Anzahl von Eisenbahnern ,

die im Mai V.
'

I . in dem großen Mainzer Eisenbahnerprozeß
von den Franzose zu vieljährigen Gefängnisstrafen verur -
teilt ' worden sind , auf Anweisung der französischen Regierung
freigelassen .

Die Auswirtungen der Affäre Matteotti
In Italien ist, den verschiedenen Blättermeldungen zufolge ,

die Erregung auf das höchste gestiegen . Die Berichterstattung
ist dadurch außerordentlich e^ chwert , daß Mussolini die Tele -
gvaphen - und Telephonverwaltung angewiesen hat , Italien so
weit wie möglich gegen das Ausland abzusperren . Den aus -
ländischen Zeitungskorrespondenten ist daher die Möglichkeit
genommen worden , ihre Meldungen telephonisch oder tele -
graphisch weiter zu geben . Mussolini hat eine scharfe Tele »
gvammzensur angeordnet , der alle politischen Mitteilungen « n-
terworsen sind . Über die Umgestaltung der italienischen Regie¬
rung liegen nsite entscheidende Meldungen noch nicht vor, doch
verlautet , daß Mussolini die Absicht ha>t . Giolittl , SaianDrq
und Orlando in das neue Kabinett aufzunehmen .

Der flüchtige Direktor deß „ Eorriere d'Jtalia "
, Filipelll , de«

als einer der Haupturheber des Komplotts gegen Matteotti
angesehen wird , ist in Genua verhaftet worden . Sein Freund ,
der frühere Direktor des Blatjtes „ Tempo "

, der Filipelli zuq
Flucht verholfen hatte , wurde in Bologna festgenommen . Ge -
stern abend hat sich mich der Chauffeur Filipellis , der daS
Automobil , das zur Fortschasfung Biatteottis diente , in Sicher -
heat gebracht hatte , der Gerichtsbehörde in Rom selbst gestellt .
Endlich wurde in Lago ein Mann namens Folpo , der von der
sozialistischen Presse als einer der Mörder Mcvtteottis bezeich-
net wird und jedenfalls an der Beiseiteschaffung des Abgeord -
neten beteiligt war , verhaftet . Der frühere Pressechef des Miq
msteriums , Rossi, der ebenfalls geflüchtet ist, scheint nach dem
Ausland entkommen zu sein .

Schweres Strafienbabnunglück . In Iserlohn versagte die

Bremse eines Straßenbahnwagens auf der abschüssigen Dü -

singsiraße i'n Obergrüne . Der Wagen rannte gegen die
Schliepersche Kettenfabrik und wurde vollständig zertrümmert .
Bisher sind 15 Tote geborgen und 30 Schwerverletzte festge-

stellt .

linvr Volksbühne , die heute allein 160 000 Mitglieder zählt ;
dann folgt die Freie Volksbühne in Hannover mit nahezu !
35 000 Mitgliedern . Es schließen sich die Volksbühnen in
Hamburg , Chemnitz , Breslau , Mannheim . Halle , Stettin ,
Zwickau mit Mitgliederzahlen zwischen 10 000 « nd 25 000 an .
Aber auch in mittleren und ganz kleinen Orten konnte die -

Bewegung Fuß fassen und Mi -igliederzahlen gewinnen , die im
Verhältnis zur Bevölkerungszahl jener Orte außerordentlich
beachtlich sind . :

Besonders !l»emerkenswert ist schließlich , daß neben den 130
Organisationen , die haute zum Verband der deutschen Volks -

bühnonvereine gehören , in nicht weiger als 100 Orten vorbe¬
reitende Ausschüsse bestehen , die am Aufbmi neuer Volksbüh » •
nengemeinden arbeiten . Es ist also mit einiger Sicherheit dar «

auf zu rechnen , daß die Bewegung auch weiterhin einen star -
ken Aufschwung nehmen wird .

DZ . Baden - Baden , 16. Juni . Im Rahmen der Baden - Ba«
dener Richard Strauß - Woche beging das Städtische Orchester
sein " 50jähriges Bestehen durch «in großes Festkonzert . Das
Jubiläum fiel eigentlich in den Herbst des Jcchves 1922, doch
sah man damals mit Rücksicht auf die allgemeine Lage von
einer öffentlichen Feier ab , die nunmehr nachgeholt wurde .
Die Anfänge des Städtischen Orchesters reichem in das Iah «
1824 zurück . Eines Tages spielten nicht mehr auf der Prome¬
nade die üblichen sechs Männlein an ihrem Tisch im Freien «
sondern in dem neuerbauten Konversationshaus konzertierte
in einem Kiosk ein kleine Kurorchester . Das glanzvoll aufblu <

hende Musikleben BadÄi -Badens stellte auch d«' !a Orchester
immer größere Aufgabe », und es war vor allem der eheina *

lige Rastatter Militärkapellmeister Koennemaam , der in de«

Jahren 1868— 1890 das Kurorchester zu einem wertvollen Ton¬

körper heranbildete . Als im Jahre 1872 die Kurverwaltung
in die Hände der Stadt überging , wurde auch das Orchester
städtisch . Koennemann war der erste städtische Kapellmeist ^ -

Sein Ziachfolger wurde im Jahre 1892 Paul Hein , der «

Musikdirektor noch heute am der Spitze des Orchesters 1*5*1
und es für die besonderen Aufgaben erzog , die es seit
Einrichtung der städtischen Schauspiele 1918/19 auch
Opernorchefter KU erfüllen hat und aufs b«ste erfüllt .



Eadl $€her Teil
« eaierungserklärung jut GebSudefondw .*

steuer
<*„ der gestrigen Sitzung des Haushaltsausschusses

«ab der Staatspräsident und Finanzminister zum Ge -
bäudesondersteuergesetz und den hierzu vorliegenden
Anttägen folgende Erklärung ab :

Tos Staatsministerium hat heute zu dem Gesetzent -
Wurf über die Gebäudesondersteuer folgende Beschlüsse
gefaßt :

1 Das Staatsministerium hält grundsätzlich an dem
Gesetzentwurf (Drucksache Nr . 15) fest in der Erwä -
gung , daß der § 26 Abs. 1 der dritten Steuernot -
Verordnung , der die Erhöhung einer besonderen
Steuer von den bebauten Grundstücken vorschreibt ,
zwingendes Recht ist.

2 . Die Deckung des allgemeinen Finanzbedarfs kann
auf die allgemeine Grund - und Gewerbesteuer
und auf die Gebäudesondersteuer verteilt werden .

3. Der generellen Befreiung der landwirtschaftlichen
Gebäude kann nicht zugestimmt werden . Dagegen
hält das Staatsininisterium eine Erhöhung der
Freigrenze nach § 3 Ziffer 4 des Gesetzentwurfs
je nach dem Verhältnis der Verteilung der Steuer -
last auf die allgemeine Grund - und Gewerbe -
steuer und auf die Gebäudesondersteuer für mög *
lich und vertretbar .

4 . Der nach § 12 des Entwurfs je von Land und Ge -
meinden für den Wohnungsbau zu verwendende
Steueranteil wird von 10 auf 15 vom Hundert
erhöht .

Gesamtmiste , Gebäudesondersteuer und
Eigentümeranteil

Gegenüber den Ausführungen des Vertreters der
Grund - und Hausbesitzer gab die Regierung ein Zah -
lenmaterial bekannt , das die Behauptung , daß die Haus -
besitz « heute keine Renten beziehen , widerlegte .

Wohngebäude mit IVO 000 M , Steuerwert , Hypothe¬
kenbelastung 80 000 M . , Eigenkapial 20 000 M . , Auf -
Wendungen 1914

a) Hypothekenzinsen 4 000 M .
b) Verzinsung des Bankkapitals 1 000 M .

Gesamtzins 5 000 M .
Mieterträgnis 6 Proz . vom Steuerwert

1 . Jriedensmiete 6 000 M .
Zinsen von 60 000 M . 4,5 Proz . 2 700 M .
Zinsen von 20 000 M . 5,25 Proz . 1 050 M .
Zinsen von 20 000 M . 5 Hroz . 1 000 M .
Eigentümeranteil für Betriebs - u . Unterhal -

tungskosten

8 . Miete 80 Proz her Friedtznsmiete
Gesam Kniete
Sonderst ?,wr (30 Proz .) !> ■■ •

4 800 M .
1800 M.

Eigentümeranteil 50 Proz . d . Friedensmiete 3 000 M .
4 . Miete 100 Proz . der Friedensmiete '

Gesamtmiete 6 000 M .
Gebäudesondersteuer 2 700 M .

Eigentümeranteil 55 Proz . d . Friedensmiete 3 300 M .
Anteil des Hausbesitzers in der Vorkriegszeit

für Verzinsung , Steuern , Unterhaltung und
sonstige Ausgaben

Jetzt bei 65 Proz . Miete
Jetzt bei 80 Proz . Miete
Jetzt bei 100 Proz . Miete

Über die Heranziehung

2250 M .
2 700 M .
3 000 M .
3 300 M .

Grundstücke

. Miete 65 Proz . von der Friedensmiete
Gesamtmiete
Gebäudesondersteuer 20 Proz .

1250 M .

6 000 M .

3 900 M .
1 200 M .

Eigentümeranteil 45 Proz . d . Friedensmiete 2 700 M .

der unbebauten
erklärte die Regierung , daß in 8 33 der 3 . Steuernot -
Verordnung wohl die Möglichkeit liege , ab -' r erst im
Jahre 1925 . Gegenüber dem Antrag Freudenberg
(Dem .) bemerkte die Regierung , daß der § 26 derselben
Verordnung für sie bindend sei, sie deshalb demselben
nicht zustimmen könne .

Eine Eingabe des deutschen Eisenbahner.
Verbandes

In einer der letzten Sitzungen des Haushaltsaus -
schusses wurde die Eingabe des Deutschen Eisenbahner -
Verbandes , Bezirk Baden , die Entlohnung der Reichs -
bahnarbeiter und die hieraus resultierenden allgemeinen
Unruhen besprochen .

Hierzu lag von der Sozialdemokratie der folgende An -
trag vor :

„Der Landtag wolle beschließen , die badische Regie -
rnng zu ersuchen , alsbald bei der Reichsregierung
mit allen Mitteln dahin vorstellig zu werden , daß

1 . eine sofortige , gerechte und sozialgestaltete Be -
amtenbesoldung vorgenommen wird , und

2 . daß die Löhne der Reichsarbeiter neu geregelt
und eine gerechte Wirtschaftsklassen - und Orts -
klasseneinteilung erfolgt .

"

Zum Berichterstatter für die Eingabe und Antrag
wurde Abg . Seubert (Ztr .) bestimmt , der nach näherer
Kenntnisnahme der Eingabe den Antrag stellte , Eingabe
und Antrag der Regierung empfehlend zu überweisen .

Von Zentrumsseite wurde dem sozialdemokratischen
Antrag zugestimmt , ebenso der empfehlenden ttberwei -
sung der Eingabe an die Regierung mit dem Zusatzan -
trag , daß auch anerkannt werden müsse , was die badische
Regierung bis heute schon in der Sache getan habe .

Der sozialdemokratische Redner unterstrich die Ein -
gäbe des Deutschen Eisenbahnerverbandes mit scharfen
Worten , und wies auf die große Erbitterung und Miß -
stimmung in den Kreisen der Eisenbahn - wie gesamten
Staatsarbeiter und Beamtenschaft hin .

Der Regierungsvertreter teilte mit , daß ein zweites
Schreiben des Reichsfinanzministeriums eingelaufen sei
mit der nochmaligen Mitteilung , daß gegen Sachsen we-
gen seiner Besoldungsregelung Einspruch mit Bezug auf
das Sperrgesetz erhoben worden sei, und daß unter die -

sen gleichen Voraussetzungen auch die Vorschußzahlungenwie in Baden vorgesehen , fallen würden
Also auch gegen die badische Bcsoldungsregelung sei

Einspruch zu erivarten bezw . hänge ihr Schicksal von dem
Ausgang des Einspruchs gegen Sachsen ab.

Im übrigen gab das Reichsfinanzministerium dettLändern zur Erwägung anHeim , ob sie mit Rücksicht aufdie Rückwirkung ihrer Lohn - und Gehaltspolitik auf die
private Lohn - und Gehaltspolitik auf ihren Anträgen
beharren wollten .

In der Abstimmung fand der sozialdemokratische An -
trag mit dem Zusatzantrag des Zentrums „trotz der>
bisherigen Erfolglosigkeit bereits unternommener !
Schritte " einstimmig Annahme bei Stimmenthaltung
des Landbundes und des Vertreters der Wirtschaftlichen !
Vereinigung und der Hausbesitzer .

Die Länder und das Dawes -Gutachten
Das „Berliner Tageblatt " läßt sich in seiner Ausgabevom 14 . Juni aus Karlsruhe telegraphieren , daß diöVertreter der Länder mit der Reichsregier ^ing über den!

Text der Note beraten , die in Sachen des Dawes -Gut -
achten an die Botschaster -Konferenz abgehen soll. Dieses
Text würde nach Mitteilung eines anderen Blattes , aufeiner Länderkonferenz in Karlsruhe besprochen. Die
badische Regierung stellt zu dieser Meldung fest, daß ihrvon einer Länderkonferenz in Karlsruhe nichts bekannt
ist und eine solche auch nicht stattgesunden hat . Die
badische Regierung stellt sich geschlossen auf den Boden
der Beschlüsse, welche die Reichsregierung bezüglich der>
Annahme des Dawes -Gutachtens gefaßt hat . Bei der
kiirzlichen Konferenz der Länder hat dies der badische
Staatspräsident Dr . Köhler auch klar und unzweideutig
zum Ausdruck gebracht . Alle anders lautenden Meldun -
gen widersprechen , soweit die Stellung der badischen
Regierung zum Dawes -Gutachten in Frage kommt ,völlig den Tatsachen .

Dandel und Mirtsckatt
Berliner Devisennotierungen

in Millionen Mark

Amsterdam . .
Kopenhagen
Italien . . .
London . . .
Rewyork . . .
Paris • . . •
Schweiz . . .
Prag . . . .
Wien (lOOJtronen )

DK Keine Z fftr

Geld
1 568 600

706 700
181500

18105 000
4190000

223 400
739100
123 700
58900

18 . Juni
» rief

1 576 400 ,0°!
710 300 tooj
182 500 ' °°!

18195 000 ""1
4 210 500100!

224 600 , (H
742 900 '°"!
124 300 -°°!
59 lOOH

17.
Geld

1 568100
706 700
182 000

18120000
4190000

228 900
739 100
122 950
59 050

Juni
» tief

1 575 900 100
710 300 «"
183 000 ' °°

18 221000 '°«
4210500 10«

230 300 '°°
742 100" °
123 550 '°°
59 2ß0">°

bedeutet die Zuteilung in Proben «

Aus der Tabakindnstrie . In der Tabakindustrie ist es in
letzter Zeit zu nicht weniger als 9 Konkursen gekommen. ES
handelt sich dabei in der Hauptsache um sächsische und mittel -
deutsche Firmen . In Süddeutschland sind davon eine Firma ,in München und eine weitere in Stuttgart betrossen worden .Daneben haben zahlreiche Firmen in der Tabakbranche Ge -
fchäflsaussicht annehmen müssen.

ver -
Lebens -

Am Montag , den ( 6 . Juni
schied nach langem Leiden im ^3 . £ e
jähre unser Mitarbeiter

Aug. Matzenbacher
Maschinensetzer .

Wir haben ihn während seiner lang -
jährigen Tätigkeit bei uns als vor -
bildlich tüchtigen und pflichttreuen
Menschen und Arbeiter schätzen gelernt ,
dessen wir in Dankbarkeit gedenken .

Aarlsruhe , den \ 7 . Juni J92 <$ .
G . Braun

vorm. <8 . Braunsche Hofbuchdruckerei n . Verlag
G . m. b . £j.

Dr . A . Anittel . Dr . Bran .

M Wichtig für Behörden, Geschäftsweltm
I und Rechtsanwälte j

I m I

1 WWllWs »Mi >llilliS |
s <Peka„ntmach,!ng des Bundesrats über die Geschäfts- =s ®

J[W zur Abwendung des Konkurscs vom 14 . Dez . W
W .j: 1® u, der Fassung der Verordnung vom 8 . Feb. 1924 ) W
H K °urih die Verordnung der Reichsregierung vom =
8 „ ^ UIU *924 geändert worden . Eine von Rech - W
lj nungsrat Harsch im Justizministerium in Karls - W
H Tj® bearbeitete neue Textausgabe wird in den =
I JWchiten Tagen erscheinen- Die durch die Novelle W
H " gefugte !? Bestimmungen werden durch Fett - W.druck besonders hervorgehoben -

Bestellungen vor Erscheinen werden W
zu Vorzugspreisen erledigt - w

Moitkestraße 9.
Das Winter -Semester 1924/25 des Staatstechnikums

beginnt mit dem Unterricht am D -371
Mittwoch , den 15 . Oktober 1924 , vorm . 8 Uhr .

Aufnahme - und Nachprüfungen finden am 13.und 14 . Oktober statt . Die Prüflinge werden be¬
sonders benachrichtigt .

Die Anmeldungen sind längstens aia 15 . Juli 1924
einzureichen . Alles Nähere ist aus dem Programmersichtlich , das gegen eine Gebühr von 50 Pfg . zu¬
züglich Porto zu beziehen ist.
D -370 Die Direktion .

Die Erneuerung
der Lose zur

Schluß- und Hauptklasse
der Preuß .-Südd . Klassenlotterie

in der , in der Zeit vom 9.- 23. Juli
66000 Gewinne

mit 14 Va MilüonEn B . - EifE. gezogen werden gbeginnt am
Samstag , 14. Juni , morgens

Ich habe , soweit es mir möglich war, alle inden Vorklassen nicht erneuerten Lose den alten
Spielern zurückgelegt , sodaß diesen jetzt noch
Gelegenheit gegeben ist, unter Nachzahlung der
bisher unbezahlten Klassen ihr Los in der
chancenreichen 5 . Klasse zu spielen .Für neuhinzutretende Spieler habe ich inmeiner vom Glück besonders begünstigten Ein¬
nahme Kauflose in beschränkter Anzahl
reserviert und biete dieselben zum Preise von

V.

53 . OffsRlsupgsr Geld -Lotterie
tsu12000 . wi

"
n
p,

; »r © ooo .«
Losbriefe Sofortiger kminn - Auszahlung
Lospreis je I G.- M . , Porto U. Liste 25Pfg . extra . Zu haben bei Lotterie - Unternehmer
1 . Stürmer , Mannheim , 0 . 7,11 , u . allenLotterie-Geschäften

Postscheckkonto : 17043 Karlsruhe

Städtisches ICcnserthasis .
( Vorstellung des Badiscfien Landestlieaters )

Donnerstag , 19 . Juni - 71/, b . n . 10 Uhr . Park . I M. 5 .50.
Abonnement B 24.

Th .-Gem . B .V . B . Nr . 4301 —4500, 0701 - 7400 .
Hansel und Grefe !.

Hierauf zum ersten Male :
Der geprellte Pantalone .

Tanzpantomime in einem Akt von R . Hellstab .
Musik : Les petits riens — Mozart - •

irrem

: ©.Broun S.
o

m. b. H.. Karlsruhe . Äarlfröörichftr.14 1

1 / JÜL >/.
. # 120 . - . ä 60 . —
so weit Vorrat an

M 30 . Ji IS.

** 9
Hebelstraße 11

baltischer
f Lotterie -Einnehmer

Karlsruhe Teleph . 4828

Baufluchten Kar » « Wilhelm - unt> Parkstraße
betreffend .

Über den durch die Karl-Wilhelm- , Park- , Ebels -
heimstratze und den beschlossenen Parkring begrenztenBaublock wird die Bausperre verhängt . W.731

Karlsruhe / den 16 . Juni 1924 . O .Z . 71
Baichches Bezirksmn » III.

jraiti
lernstralle 22

Metallbetten
Stahlmalr ., Kinderbett ., direkt
an Private, Katalog 78 R frei.
Eisemnöbelfabrik Suhl (Thür.)

Institut
-u . Priiai-
Ruskuiitei

t M Mannheim
0 . 6 . 6.
Planken B .47

Fernspr . 3305
IH . Waler & Co ., <5. m . b . H

MMl . MMIW
a. KtnitW Gerichtsbarkeit .

Konkursverfahren.
38 .733 . Dnrlach. Über

das Vermögen des Holz -
Händlers Wilhelm Koch in

Durlach , Rappenftraße 19,
wird heute am 14. Juni
1924 , vormittags 1/,12 Uhr,
das Konkursverfahren er-
öffnet .

Der Waisenrat Laier in
Durlach wird zum Konkurs-
Verwalter ernannt

Konkursforderungen sind
bis zum 1 - Juli 1924 bei
dem Gerichte anzumelden .

Es wird Termin anbe-
räumt vor dem diesseitigen
Gerichte zur Beschlußfas -
sung über die Beibehaltung
des ernannten oder die
Wahl eines andern Ver-
Walters , sowie über die
Bestellung eines Glau -
bigerausschusses und ein-
tretendenfalls über die in
§ 132 der Konkursordnung
bezeichneten Gegenstände
und zur Prüfung der an-
gemeldetenForderungenauf
Donnerstag , 10- Juli 1924,

vormittags 9 Uhr,
Allen Personen , welche

eine zur Konkursmasse ge-
hörige Sache in Besitz hgben
oder zur Konkursmasse
etwas schuldig sind , wird
aufgegeben , nichts an den
Gemeinschuldner zu verab-

folgen oder zu leisten, auch
die Verpflichtung auferlegt ,
von dem Besitze der Sache
und von den Forderungen ,
für welche sie aus der Sache
abgesonderte Befriedigung
in Anspruch nehmen , dem
Konkursverwalter bis zum
1 . Juli 1924 Anzeige zu
machen .

Büdischcs Amtsgericht
zu Durlach .

MWedens
MMmHuiWil

Eiserner Wasserturm für
den Abstellbahnhof Frei -
bürg mit 100 cbm Fas¬
sungsraum und 10 m Ge¬
rüsthöhe nach der badischen

Finanzministerialverord -
nung vom 3. Januar 1907
öffentlich zu vergeben. Be -
dingnisheft liegt im Dienst -
zimmer Nr. 5 unserer
Dienststelle zur Einsicht
auf , woselbst auch Abgabe
der Angebotsvordruckenebst
der Kostenausteilung gegen
Erstattung der Selbstkosten
von 2 M . Versand nach
auswärts nur gegen ge-
bührenfreie Voreinsendung
eines Betrages von 2 M .
Ausgefüllte Angebote samt
Kostenausteilung verschlos-
sen, postfrei mit der Auf -
fchrift .. Wasserturm Frei -
bürg" bis längstens 5. Juli
1524, vormittags 10 Uhr,
bei uns einzureichen. Zu -
schlagsfrist 4 Wochen.

Freiburg , 13 . Juni 1924 .
Bahnlmuiuspektio «.
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